
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freunde, 
 

SPD und Grüne in Niedersachsen versagen beim Kampf gegen Kriminalität. Han-

nover ist nach der Kriminalitätsstatistik mit Berlin und Frankfurt a.M. die gefähr-

lichste Stadt in Deutschland mit jährlich über 16.000 Straftaten pro 100.000 Ein-

 
wohner. München dagegen zählt nur 9.000 Straftaten auf 100.000 Einwohner. Bei 

den Wohnungseinbrüchen erreicht Niedersachsen Rekordwerte. In Bayern dage-

gen sinkt die Zahl der Einbrüche. Die Gefahr, Opfer eines Einbruchs zu werden, ist 

in Niedersachsen fast vier Mal so hoch wie in Bayern. - Weil und Pistorius finden 

immer neue faule Ausreden, warum es in Niedersachsen so schlecht läuft. Unsere 

Vorschläge für mehr Polizei, mehr Videoüberwachung, effizientere Datenerfassung 

und besseren Datenaustausch lehnen sie ab. Eigene Vorschläge haben sie nicht. So 

bleibt Niedersachsen unsicher. Schade, dass wir diese Landesregierung nicht 

schon jetzt abwählen können! 

 

Über 100 Schülerinnen und Schüler der 10. Klassen der Angelaschule aus Osnab-

rück zu Besuch in Berlin. Diskutiert wurde u.a. über die Flüchtlingssituation oder 

das Handelsabkommen TTIP. Kluge, engagierte Fragesteller! 
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Flüchtlingspolitik - zur Klarstellung  

Großspurig kritisiert Sigmar Gabriel die Flücht-

lingspolitik der Kanzlerin. Er sei schon immer für 

eine Obergrenze gewesen. Tatsächlich war es 

immer wieder Gabriels SPD, die notwendige 

Maßnahmen zur Bewältigung der Flüchtlingskrise 

vereitelte oder verzögerte: 

• Die Kontingentlösung wurde zuerst von In-

nenminister Thomas de Maizière ins Spiel ge-

bracht. Gabriel lehnte damals ab, bezeichnete 

den Vorschlag sogar als verfassungswidrig.  

• Auf dem SPD-Parteitag 2015 erklärte Gabriel: 

"Ich wiederhole es, damit es niemand falsch versteht: Ich bin gegen eine Ober-

grenze." 

• Unseren Vorschlag "Transitzonen“ einzurichten, um schon unmittelbar an der 

Grenze Migranten ohne Asylperspektive schnell zurück schicken zu können, 

lehnte die SPD vehement ab. Gabriel sprach von "Haftzonen“. 

• Bei der Verabschiedung des Asylpakets II sorgte die SPD mit Nachforderungen 

beim Familiennachzug für monatelange Verzögerung. 

• Die Einstufung der Balkanstaaten Albanien, Kosowo und Montenegro als siche-

re Herkunftsländer wurde von den rot-grün regierten Ländern Niedersachsen 

und Bremen im Bundesrat abgelehnt. Genauso stimmten Niedersachsen und 

Bremen gegen die Umstellung vom Geld- auf das Sachleistungsprinzip. 

• Die Einstufung von Algerien, Marokko und Tunesien als sichere Herkunftslän-

der wird noch immer von den SPD-geführten Bundesländern aufgehalten - aus 

Rücksicht auf die grünen Koalitionspartner. 

 

Nominierung mit Dr. Wolfgang Schäuble 

Mit 95 % Zustimmung haben mich die CDU-Mitglieder im Wahlkreis erneut zum 

Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 gewählt. Hauptredner des Abends war 

Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang Schäuble. Danke für das große Vertrauen! 
 

   
 

Herzliche Grüße 
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    Bürgergespräch 
 

 

Das nächste Bürgergespräch findet 
am Dienstag, 25. Oktober 2016 von 
14:00 bis 16:00 Uhr, im Wahlkreis-
büro Heger-Tor-Wall 23, 49078 
Osnabrück statt. Interessierte sind 
herzlich eingeladen. Um vorherige 
Anmeldung im Wahlkreisbüro wird 
gebeten. 

 
 
 

 

&     Kontakt 
 

Büro in Berlin 

Platz der Republik 1, 11011 Berlin 

Tel: 030 227 – 71382 

Fax: 030 227 – 76882 

mathias.middelberg@bundestag.de 

www.mathias-middelberg.de 

 

Büro im Wahlkreis 

Heger-Tor-Wall 23, 49078 Osnabrück 

Tel.: 0541 57067 

Fax: 0541 957999 

mathias.middelberg.wk@bundestag.de 

  facebook.com/mathias.middelberg 
 

http://www.mathias-middelberg.de/
mailto:mathias.middelberg.wk@bundestag.dee

